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Uranmunition:
Zu einer Welt-Uran-
waffen-Konferenz lädt
die Gewaltfreie Aktion
Atomwaffen Abschaffen
(GAAA) für den 16. bis
18. Oktober 2003 nach
Hamburg ein.
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Atommüll:
Mit Strategien der
Standortsuche für
nukleare Endlager
beschäftigte sich eine
Tagung in Loccum.
Jetzt ist der Berichtsband
erschienen.
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Atomwirtschaft:
Die Kapazität der deut-
schen Urananreiche-
rungsanlage in Gronau
soll um 150 Prozent er-
höht werden. Das ergibt
Brennstoff für 34 Atom-
kraftwerke.
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Tschernobyl-Folgen:
Der Strontium-Fallout in
der Ukraine und Belarus
korreliert mit der frühen
Säuglingssterblichkeit um
Tschernobyl. Das zeigt
Dr. Alfred Körblein vom
Umweltinstitut München.
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„Das Schreckensszenario ei-
nes einzementierten Euratom-
Vertrages als völlig unverän-
dertes Protokoll zur ersten Eu-
ropäischen Verfassung bleibt
uns erspart“, freut sich Ma-
thilde Halla, Obfrau der Ober-
österreichischen Plattform ge-
gen Atomgefahr über die
jüngste Entscheidung, daß der
Euratom-Vertrag nicht dem
Verfassungsvertrag beigefügt
wird.
Am 14. März 2003 hatte das
Präsidium des EU-Verfas-

sungskovents einen „Vor-
schlag für das Vorgehen in
Bezug auf den Euratom-Ver-
trag“ vorgelegt (CONV
621/03). Dieser sollte in un-
veränderter Form als Protokoll
dem Verfassungsvertrag bei-
gefügt werden, wodurch die
Förderung der Atomenergie
Grundbestandteil eines neu-
verfassten Europa geworden
wäre. Zahlreiche europäische
Umweltverbände hatten
schließlich die Gefahr erkannt
und dies durch öffentlichen

Druck verhindert. Strahlente-
lex hatte in der Ausgabe 394-
395 vom 5. Juni 2003 berich-
tet.

Allerdings wird die Energie-
politik im Vertragsentwurf
über eine Verfassung für Eu-
ropa weiterhin als Hauptbe-
reich „geteilter Zuständigkeit“
der Union der freien Verfü-
gung durch die Mitgliedstaa-
ten entzogen (Artikel 13).

Der Kampf gegen den Eura-
tom-Vertrag ist deshalb noch
nicht zu Ende. Es gilt nach
wie vor den veralteten Eura-
tom-Vertrag auslaufen zu las-
sen und die Bevorzugung der
Atomenergie gegenüber allen
anderen Energieträgern zu be-
enden, fordert eine breiter
werdende Phalanx von Atom-
gegnern.

Der Euratom-Vertrag wurde
1957 zur Förderung der
Atomindustrie geschaffen und
ist bis heute, von technischen
Anpassungen abgesehen, seit
über 45 Jahren unverändert
geblieben. Die Kritik an ihm
macht sich daran fest, daß er
einen einzelnen Wirtschafts-
zweig privilegiert und nicht
mit dem allgemeinen Wett-
bewerbsrecht in Einklang zu

bringen ist. Energiepolitische
Weiterentwicklungen würden
nicht berücksichtigt und sogar
behindert. Wegen der von ihr
ausgehenden besonderen Ge-
fahren für Leben und Gesund-
heit sowie für Eigentum der
Bevölkerung sei die Bevorzu-
gung der Atomenergie nicht
mehr zeitgemäß und nicht
mehr zu vertreten. Darüber
hinaus genüge der Euratom-
Vertrag nicht demokratischen
Politikansprüchen, weil natio-
nale Parlamente und das Eu-
ropäische Parlament von den
Entscheidungen im Rahmen
von Euratom ausgeschlossen
sind.

Der Vertrag läßt zudem viele
sicherheitspolitische Fragen
offen. Er erhält keinerlei Be-
stimmungen zur Anlagensi-
cherheit, Entsorgung und
Endlagerung, zu Bauweise
und Betrieb von Atomanla-
gen. Es existieren nicht einmal
europäisch einheitliche
Sicherheitsstandards.

Gegenwärtig planen nur 4 der
jetzt 15 EU-Mitgliedstaaten
(Frankreich, England, Spanien
und Finnland) eine Fortset-
zung der Atomkraftnutzung. 4
Länder (Deutschland, Schwe-
den, Belgien und die Nieder-
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Der Euratom-Vertrag bleibt
draußen
Die Förderung der Atomenergie wird nun doch nicht
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lande) wollen über kurz oder
lang auf die Nutzung der
Atomenergie verzichten und
die restlichen 7 Länder betrei-
ben überhaupt keine Atom-
kraftwerke. 7 der 12 überwie-
gend osteuropäischen Bei-
trittsländer zur EU verfügen
jedoch über Atomkraftwerke,
meist sowjetischer Bauart. Mit
ihnen als Vollmitglieder, so
wird befürchtet, werde sich
das Sonderrecht von Euratom
zur Förderung der Atomindu-
strie wohl kaum mehr kippen
lassen. Die Internationale
Ärztevereinigung zur Verhin-
derung des Atomkrieges
(IPPNW) empfiehlt deshalb,
einen Artikel zum Schutz vor
den Gefahren der Atomener-
gie in die EU-Verfassung auf-
zunehmen.

Zu einer Welt-Uranwaf-
fen-Konferenz lädt die
Gewaltfreie Aktion
Atomwaffen Abschaffen
(GAAA) für den 16. bis
19. Oktober 2003 in die
Universität Hamburg ein.
Ziel der Konferenz ist es,
eine Kampagne zur Äch-
tung von Uranwaffen und
deren Klassifizierung als
Massenvernichtungswaf-
fen zu organisieren.

Seit Jahren sieht sich die Anti-
Atom-Bewegung mit der Tat-
sache konfrontiert, daß die
US- und die britische Regie-
rung ihre Waffensysteme mit
(abgereichertem) Uran (De-
pleted Uranium, DU) aufrü-
sten und weiterentwickeln.
Mit diesen radioaktiven Waf-
fen sehen die Kritiker die
Grenzen zwischen konventio-
nellen und Atomwaffen ver-
wischt und schließlich un-
kenntlich werden. Ramsey
Clark, ein früherer General-
staatsanwalt der USA schreibt
dazu:

„DU-Waffen sind keine kon-
ventionellen Waffen. Sie sind
hoch toxische und radioaktive
Waffen. Alle internationalen
Gesetze über Kriegführung
versuchen die Gewalt in
Schlachten zu begrenzen und
dem Gebrauch von besonders
grausamen und ungezielten
Waffen konsequent vorzubeu-
gen, .... Durch ihre anhaltende
Grausamkeit und die unvor-
hersehbaren todbringenden
Auswirkungen verletzen DU-
Waffen internationale Ge-
setze. Sie bedrohen die jetzige
Zivilbevölkerung und die der
kommenden Generationen.“

Wegen öffentlichen Drucks
sah sich das Militär bisher ge-
zwungen, der Verwendung ei-
ner riesigen Menge von Uran
in Waffen (320 Tonnen DU)
zuzugeben, die zum ersten
Mal 1991 im Südirak in gro-
ßem Umfang eingesetzt wor-
den waren, sowie in Bosnien 3
Tonnen und in Serbien und im
Kosovo 10 Tonnen. Unabhän-
gige Experten gehen davon
aus, daß 1.000 Tonnen Uran

während der Bombardierung
Afghanistans zum Einsatz
kamen und mindestens die
gleiche Menge im jüngsten
Irak-Krieg. Experten in den
verbündeten Nato-Ländern
beobachten unter den Soldaten
eine Zunahme des soge-
nannten Golf- und Balkan-
Kriegssyndroms, das minde-
stens zum Teil mit dem DU-
Einsatz in Verbindung ge-
bracht wird. Führende unab-
hängige Wissenschaftler neh-
men an, daß der DU-Einsatz
von 1991 für die Mehrheit der
anhaltenden medizinischen
Probleme bei über 260.000
registrierten Soldaten ist. Das
ist ein Drittel der Truppen, die
an diesem Krieg teilgenom-
men haben.

Das DU-Uranisotop Uran-238
hat eine Halbwertszeit von 4,5
Milliarden Jahren. DU und
andere Uranwaffen sind Waf-
fen mit unabsehbaren Aus-
wirkungen, die genetische
Schäden verursachen und da-
mit über Generationen die
Menschheit als Ganzes ge-
fährden können. Artikel 35
und 56 der Genfer Konvention
verbieten Waffen, die so un-
absehbar und katastrophal in
ihren Auswirkungen an der
Zivilbevölkerung sind. Sie
empfehlen, solche Einsätze
rechtlich als Kriegsverbrechen
zu behandeln.

Die Regierungen, die solche
Uranmunition einsetzen, leug-
nen den Zusammenhang mit
den Erkrankungen und betrei-
ben intensive Lobbyarbeit, um
eine große, glaubwürdige Un-
tersuchung im Irak zu verhin-
dern. Sie versuchen sogar In-
formationen darüber zu unter-
drücken, welche Waffen heute
Uran enthalten.

Der Anstieg von Krebserkran-
kungen im Irak im Vergleich
zur Zeit vor dem Golfkrieg
von 1991 ist dramatisch. Eine
geplante Studie, die von den
Vereinten Nationen durchge-
führt werden sollte, wurde im
Dezember 2001 aufgrund des
Druckes von Seiten der USA
abgewiesen. Wissenschaftli-
che Zeitschriften publizieren

zudem nur sehr unbeständig
die Ergebnisse kleinerer un-
abhängiger Studien. Diese
Situation stiftete Verwirrung
in wissenschaftlichen Kreisen
und wirkte bis in die Frie-
densbewegung hinein. So sind
zum Beispiel durchgeführte
neuere Studien, die die kumu-
lierte Effektivdosis für iraki-
sche Zivilisten und alliierte
und irakische Truppen wäh-
rend des Golfkrieges von
1991 errechneten, in der inter-
nationalen medizinischen und
wissenschaftlichen Gemein-
schaft kaum bekannt. Wäh-
renddessen werden die Be-
richte der für den Uranwaf-
feneinsatz verantwortlichen
Regierungsorgane gut veröf-
fentlicht und verbreitet und
erzeugen den Eindruck, daß es
keine oder nur geringe Aus-
wirkungen gebe.

Die Veranstalter der Uranwaf-
fen-Konferenz wollen unab-
hängige Wissenschaftler mit
ihren Studien und die Frie-
dens-, Kriegsveteranen- und
Anti-Atombewegung zusam-
menbringen und eine eigen-
ständig finanzierte, unabhän-
gige internationale Studie über
die Gesundheitsauswirkungen
von DU und Uranwaffen ini-
tiieren. Weil einige Regierun-
gen bereits definitiv erklärten,
sie wollten weiterhin Uran-
waffen in ihren Arsenalen be-
halten, seien deren Aussagen
über die Auswirkungen dieser
Waffen nicht zuverlässig und
ohne Beweiskraft. Deshalb ge-
hen die Veranstalter davon
aus, daß die internationale, un-
abhängige Bewegung der
Nichtregierungsorganisationen
(NOGs) für die Kosten einer
solchen Studie aufkommen
müßte, die von keinem Land
und keiner Organisation allein
getragen werden könne. Auch
der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) zu erlauben, eine
solche Studie zu erstellen, ar-
beite ihrer Intention eher ent-
gegen. Denn die WHO sei
vertraglich an die grundlegen-
den Interessen der Atomlobby
über die Internationale Atom-
energie Agentur (IAEA) ge-
bunden. Demnach ist die

In ihrer sogenannten SUNSET
CLAUSE forderten 26 der
Mitglieder des EU-Verfas-
sungskonvents, den Euratom-
Vertrag 2007 auslaufen zu las-
sen. 50 Jahre Förderung der
Atomindustrie seien genug.

„Wir erwarten von unserer
[österreichischen] Bundesre-
gierung, daß sie bei der im
Herbst beginnenden Regie-
rungskonferenz die SUNSET
CLAUSE des Verfassungs-
konvents aufnimmt, für ein
Ende des Euratom-Vertrages
eintritt und die erforderlichen
Schritte einleitet, um aus der
Europäischen Atomgemein-
schaft auszutreten“, fordert
Heinz Stockinger, Obmann
der Salzburger Plattform ge-
gen Atomgefahren (PLAGE).
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